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Bürgerinitiative Lebensraum Weiler, In der Bündt 12, 6837 Weiler   

 
 
Amt der Vorarlberger Landesregierung 
Raumplanungsabteilung 
Landhaus / Römerstraße 15 
6901 Bregenz 

 

Weiler, am 17.03.2019 

 

Stellungnahme zum Entwurf des Landesraumplanes sowie zum Erläuterungsbericht 
und Umweltbericht im Auflage- und Anhörungsverfahren zur Änderung der Verordnung 
über die Festlegung von überörtlichen Flächen in der Talsohle des Rheintales in 

Fußach (Zahl VIIa-24.018.29-6/-26 für eine Änderung der Verordnung LGBl. Nr. 8/1977) 

 

1. Thema des Auflage- und Anhörungsverfahrens 

Für eine geplante Betriebserweiterung durch die ALPLA Werke Alwin Lehner GmbH & Co KG 
ist beabsichtigt, Grundstücke sowie Teilflächen von Grundstücken aus der Landesgrünzone 
Rheintal 3,72 ha, und aus der Blauzone Rheintal 3,81 ha herauszunehmen.  

Zu dem gemäß § 10b Abs. 1 des Raumplanungsgesetzes erstellten Erläuterungsbericht und 
Umweltbericht möchten wir im folgenden Stellung nehmen. 

 

2. Umweltbericht 

Grundlage der Landesgrünzone Rheintal ist die Verordnung der Vorarlberger Landesregierung 
über die Festlegung von überörtlichen Freiflächen in der Talsohle des Rheintales, LGBl. Nr. 
8/1977 in der geltenden Fassung. In dieser Verordnung wurden überörtliche Freiflächen 
festgelegt, in denen eine Widmung nur als Freifläche, Verkehrsfläche oder Vorbehaltsfläche 
für zulässige Gebäude oder Anlagen zulässig ist. 

Die Zielsetzung dieser Verordnung wird in § 1 der Verordnung dargestellt: 

 Erhaltung eines funktionsfähigen Naturhaushalts und Landschaftsbilds; 

 Erhaltung von Naherholungsgebieten; 

 Sicherung der räumlichen Voraussetzungen für eine leistungsfähige Landwirtschaft. 

 

In der Landesgrünzone dürfen Bauflächen oder Bauerwartungsflächen nicht gewidmet 
werden, sie darf nur aus wichtigen Gründen geändert werden. 

Die Blauzone dient zum Schutz des Siedlungsraumes bei Hochwasserereignissen, zur 
Erhaltung und Sicherung von Flächen für den Hochwasserabfluss oder –rückhalt sowie zur 
Sicherung von Flächen für zukünftige schutzwasserbauliche Maßnahmen. Auch die 
Landesblauzone darf nur aus wichtigen Gründen geändert werden.  

Zu der von der Landesregierung geplanten Herausnahme aus der Verordnung gibt es im 
Erläuterungsbericht und Umweltbericht folgende Ausführungen. 
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2.1. Folgen aus naturschutzfachlicher Sicht – landwirtschaftlich genutzte Fläche wird 
der Grünzone und deren Zielen entzogen; Zerstörung des Sichtfensters zum 
Lauteracher Ried und des Korridors vom Rhein zum Lauteracher Ried; weitere 
Landschaftszerschneidung, Zerstörung der ökologisch wertvollen Streuwiese, weitere 
Reduzierung der Bodenfunktionen als Lebensgrundlage und Lebensraum. Dem 
naturschutzfachlichen Amtssachverständigen liegen keine Unterlagen vor, aus denen 
ersichtlich ist, dass Ziele des Umweltschutzes berücksichtigt wurden. Die als 
qualitative Ausgleichsmaßnahme vorgeschlagene Ausweisung des Lehmgrubensees 
als örtliches Schutzgebiet stellt keine Kompensation für den Verlust in der 
Landesgrünzone dar. Bis dato wurde diese Ausweisung weder örtlich noch inhaltlich 
konkretisiert (keine Schutzziele, keine Auflagen, keine Aufwertungsmaßnahmen). 

 

2.2. Folgen aus Sicht der Abteilung Umwelt- und Klimaschutz – negative 
Vorbildwirkung durch Herausnahme  aus der Grünzone ohne adäquate 
Kompensation; Verlust von Produktionsflächen für Futter- und Nahrungsmittel; 
Auswirkungen auf Stoffkreisläufe und Wasserhaushalt einschließlich Grundwasser als 
Trinkwasserreserve; Verlust von Lebensräumen für Tiere und Pflanzen, Verlust von 
für die Naherholung bedeutenden Landschaftsräumen. Allein auf Grund dieser 
festgestellten Folgen ist klar ausgesagt, dass die Herausnahme eindeutig abzulehnen 
ist. 

 

2.3. Folgen aus landwirtschaftlicher Sicht – es wird landwirtschaftlicher Boden mittlerer 
Ertragsleistungsfähigkeit versiegelt und der weiteren landwirtschaftlichen Nutzung 
entzogen. Dadurch wird der Druck auf die verbleibenden Landwirtschaftsflächen 
intensiviert und erhöhter Import von Futtermitteln notwendig. Neben den 
landwirtschaftlichen Produktionsfunktionen werden jedoch auch weitere für die 
Gesellschaft und das Gemeinwohl wichtige Ökosystemleistungen (Erhalt des 
Nährstoffkreislaufs, Regulierung des Klimas und Trinkwasserbereitstellung, Wasser- 
und CO2 Speicher, Lebensraum für eine große Anzahl an Bodenlebewesen und 
oberirdischer Flora und Fauna) zu Nichte gemacht. Da Boden nicht vermehrbar ist, 
wird der Druck auf die verbleibenden Böden erhöht. Derzeit sind laut der Abteilung 
Landwirtschaft keine Maßnahmen geplant, um die negativen Auswirkungen für die 
Landwirtschaft zu verhindern. Schon im Sinne einer Präjudizierung für andere 
Projekte regt der landwirtschaftliche Amtssachverständige dringend an, 
landwirtschaftliche Flächen als Kompensation vorzuschlagen. Falls dies nicht möglich 
ist oder erfolgt, ist auch aus diesen Gründen eine Herausnahme klar abzulehnen. 

 

2.4. Notwendigkeiten aus verkehrstechnischer Sicht sind ein Kreuzungsumbau bis zu 
zusätzlichen Fahrspuren für den ÖPNV und die Erstellung einer Linksabbiegespur bei 
der Zufahrt zum Betriebsgelände der ALPLA Werke Alwin Lehner GmbH & Co KG. 

 

2.5. Aus Sicht des Schutzwasserbaus führt die Herausnahme der Flächen aus der 
Blauzone  zu einer geringfügig Verringerung der Breite des Abflusskorridores der dem 
Ablauf von Hochwasser in den Bodensee dient. Dies habe jedoch keine wirklich 
maßgeblichen Auswirkungen auf die grundsätzliche Funktion der Blauzone.  
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3. Wirtschaftliche Beurteilung 

Die Abteilung Allgemeine Wirtschaftsangelegenheiten führt aus, dass Vorarlberg zu den 
wirtschaftsstärksten Regionen Europas gehört. Nach Wien ist die Region Rheintal-Bodensee 
die dichtest besiedelte Region Österreichs. Das Exportvolumen hat sich in den letzten 20 
Jahren verdreifacht, die Anzahl der unselbständig Beschäftigten ist im selben Zeitraum um 
23% gestiegen, dies belege die dynamische Entwicklung Vorarlbergs. 

Das familiengeführte Unternehmen ALPLA ist weltweit tätig und weist beeindruckende 
Unternehmenszahlen vor. Der bestehende Betrieb ist laut Angaben des Unternehmens 
dringend zu erweitern, für aktuell und zukünftig benötigte Erweiterungen sollen die erwähnten 
Flächen dienen. 

Die zunehmend knapper werdende Ressource Boden ist eine beträchtliche Hürde für die 
Weiterentwicklung des Wirtschaftsstandortes Vorarlberg. Die Entwicklungsperspektiven von 
Unternehmen und damit auch von Arbeitsplätzen werden laut Bericht ganz wesentlich davon 
bestimmt, ob und wieviel Flächen für Investitionen verfügbar sind. 

Die geplanten Erweiterungen ermöglichen Unternehmenswachstum und die Schaffung von 20 
neuen Arbeitsplätzen, damit sei ein großes öffentliches, wirtschaftspolitisches Interesse 
verbunden. Die Herausnahmen der beantragten Teilflächen wird deshalb von der 
Wirtschaftsabteilung befürwortet. 

Es kann nicht ernsthaft argumentiert werden, dass 20 Arbeitsplätze die angeführten Folgen 
aufwiegen. Es würde mit dieser Umwidmung auch niemals genug sein – die Firma ALPLA 
wurde bereits 2 mal in die Grüne gelassen. Wir sind nicht nur Meister im Export sondern auch 
Meister im Bodenverbrauch. Es wird nie genug sein. Beispiele gefällig – Rauch, Liebherr, 
Hydro Extrusion Nenzing, Kessler, Blum … Soll die Region Rheintal-Bodensee Wien als 
dichtest besiedelte Region überholen? 

 

4. Raumplanungsfachliche Beurteilung 

4.1. Anlass für die Beurteilung ist die beantragte Herausnahme von Flächen aus der        
Grünzone für die Erweiterung der Firma ALPLA. Hier gilt darauf hinzuweisen, dass 
einzig eine qualitative Kompensation seitens der Gemeinde Fußach in Form der 
Aufwertung eines ausgewiesenen Biotops in ein örtliches Schutzgebiet vorgeschlagen 
wird. Diese Maßnahme soll zudem offenbar noch für eine weitere anstehende 
Betriebserweiterung (Blum Werk 5) als Kompensation dienen. Weshalb diese 
Information im Bericht eingebracht, aber nicht weiter kritisch hinterfragt wird, ist 
absolut unverständlich. 

Der Bericht führt weiter aus, dass das bestehende Werk der Firma ALPLA nach einer 
Änderung der Grünzone im Jahr 2000  in einer 1. Bauetappe und in der Folge durch 
eine weitere Änderung der Grünzone im Jahr 2002 durch eine 2. Bauetappe errichtet 
wurde. Nun wird um eine dritte Änderung für eine weitere Bauetappe angesucht. Dies 
zeigt drastisch auf, dass Unternehmen, die an oder in der Grünzone liegen Tor und 
Tür offen stehen. Das entspricht keinesfalls den raumplanerischen Zielen der 
Landesgrünzonenverordnung (siehe 4.2.1) und ist, wie auch schon in der 
Stellungnahme zum Raumbild 2030 angeführt, entschieden abzulehnen. 

 

4.2. Folgende wesentlichen räumlichen Zielsetzungen des Landes zur 
Freiflächensicherung und zum Bodenschutz werden im Hinblick auf die angestrebte 
Änderung der Landesgrünzone und der Blauzone genannt: 
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4.2.1. Die Landesgrünzone dient der Hintanhaltung der Zersiedlung und der    
überörtlichen Freiflächensicherung mit folgenden Zielen: 

a) Erhaltung eines funktionsfähigen Naturhaushaltesund des Landschaftsbildes 

b) Erhaltung von Naherholungsgebieten 

c) Sicherung der räumlichen Voraussetzungen für eine leistungsfähige 
Landwirtschaft. 

In Ergänzung zu diesen Zielsetzungen ist raumplanungsfachlich wesentlich, dass 
für Teilflächen die keines dieser Ziele explizit erfüllen, auch jeweils der überörtliche, 
großflächige Zusammenhang der Grünzonenflächen beachtet wird (überörtliche 
Freiflächen). Im Hinblick auf den Erhalt des Korridors zwischen Rheindelta und 
Lauteracher Ried sollte dieses vierte Ziel entsprechend Beachtung im vorliegenden 
Fall finden. 

4.2.2. Die Blauzone ist im Landesraumplan zur Flächensicherung für den 
Hochwasserschutz im Rheintal verordnet. Zur nachhaltigen Sicherung der 
räumlichen Existenzgrundlage des Menschen sind folgende Ziele festgelegt: 
 
a) Schutz des Siedlungsraumes bei Hochwasserereignissen, insbesondere von 

Personen und Sachwerten 
b) Erhaltung und Sicherung von Flächen für den Hochwasserabfluss oder –

rückhalt 
c) Sicherung von Flächen für zukünftige schutzwasserbauliche Maßnahmen 

Die diskutierten Flächen sind speziell für eine mögliche Notentlastung des Rheins 
von Bedeutung, stellt diese doch eine wichtige Möglichkeit zur Verringerung von 
Hochwasserschäden dar. 

4.2.3. Das Raumplanungsgesetz verfolgt neben der Sicherung der räumlichen 
Existenzgrundlage der Menschen, besonders für Wohnen und Arbeiten, 
überwiegend das Ziel des Erhalts unbebauter Flächen: 

 Die Erhaltung der Vielfalt von Natur und Landschaft 

 Mit Grund und Boden ist haushälterisch umzugehen, insbesondere sind 
Bauflächen bodensparend zu nutzen. 

 Die natürlichen und naturnahen Landschaftsteile sowie die Trinkwasserreserven 
sollen erhalten bleiben. 

 Die zum Schutz vor Naturgefahren notwendigen Freiräume sollen erhalten 
bleiben. 

 Flächen mit wichtigen Rohstoffvorkommen sind von Nutzungen, die ihre 
Gewinnung verhindern oder erheblich erschweren, freizuhalten. 

 Die für die Land-und Forstwirtschaft besonders geeigneten Flächen dürfen für 
andere Zwecke nur verwendet werden, wenn dafür ein überwiegendes 
öffentliches Interesse besteht. 

Gemäß Raumplanungsgesetz § 3 sind alle berührten Interessen unter 
Berücksichtigung der Raumplanungsziele so gegeneinander abzuwägen, dass dem 
Gesamtwohl der Bevölkerung am besten entsprochen wird. Wird diese Abwägung 
objektiv gemacht, ist eine Herausnahme gemäß § 3 Raumplanungsgesetz nicht 
möglich. 
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4.2.4. Im aktuellen Regierungsabkommen „Vorarlberg gemeinsam gestalten“ ist das 
Bewahren von Freiflächen konkret verankert:  

 Erhalten der Landesgrünzone (S. 32): Die Landesgrünzone gilt als eine 
wichtigste raumplanerische Errungenschaften in Vorarlberg, welche die 
Grundlage für einen sorgsamen Umgang mit Grund und Boden bildet. Eine 
weitere Aufweichung der Landesgrünzone soll vermieden werden, in besonders 
wichtigen Fällen braucht es entsprechende Ausgleichsmaßnahmen.  

 Grund und Boden für die landwirtschaftliche Produktion erhalten (S. 58): Dem 
großen Druck auf landwirtschaftliche Flächen will die Landesregierung unter 
anderem mit einer restriktiven Flächenwidmung begegnen. Im Vordergrund soll 
die Bebauung bereits gewidmeter Flächen und die Nachnutzung von bereits 
bebauten Flächen stehen. Angeführt wird auch, dass bei Umwidmungen die 
Qualität des Bodens für ackerbauliche Zwecke besonders beachtet werden soll. 

Das Regierungsprogramm wird konterkariert: keine Ausgleichsflächen (nichts 
quantitatives, qualitativ auch nichts neues), gewidmete Flächen werden wieder nicht 
mobilisiert etc. 

 

4.5. Das Fehlen einer quantitativen Kompensation seitens der Gemeinde Fußach wird aus 
landwirtschaftlicher Sicht im Bericht klar kritisiert. Ein Vorschlag wenigstens 1,7 ha an 
Kompensationsfläche einzubringen wird mit dem Argument an notwendigen Flächen 
für die Siedlungsentwicklung abgetan. 

Die Aufwertung des Biotops „Lehmgrubenseen“ im „örtlichen Schutzgebiet“ ist aus 
Sicht des Naturschutzes begrüßenswert, stellt aber keine Kompensation für den 
(landwirtschaftlichen) Flächenverlust dar. 

 

4.6. Die Funktion der Blauzone, das Schadenspotential im Falle einer Überflutung zu 
minimieren, wird durch die vorgesehenen baulichen Maßnahmen verringert.  

 

4.7. Der Standort des Unternehmens ALPLA besteht seit 18 Jahren aufgrund einer 
Neuansiedlung in der Landesgrünzone am Standort Fußach. Zudem liegt die 
beantragte Herausnahme aus der Landesgrünzone deutlich über dem konkret 
nachgewiesenen Bedarf. Die Gemeinde Fußach regt eine großzügige Herausnahme 
aus der Landesgrünzone an, ist jedoch nicht bereit, vorgeschlagene 
Kompensationsflächen einzubringen, da diese für eine zukünftige 
Siedlungsentwicklung vorgesehen sind. Damit wird die raumplanungsfachliche 
Beurteilung und Schlussfolgerung nicht erfüllt – es sollen quantitative 
Kompensationsmaßnahmen gesetzt werden. 

 

Resümee 

Im Erläuterungsbericht heißt es: „In der Vergangenheit erfolgten Eingriffe in die 
Landesgrünzone in der Regel für bestehende Betriebe, deren Erweiterungsmöglichkeit nur in 
der angrenzenden Grünzone möglich war.“ Das Beispiel ALPLA zeigt, wie groß der Druck auf 
die Landesgrünzone ist. Das ALPLA Werk in Fußach basiert auf einem Etikettenschwindel und 
wird als Erweiterung in die Grünzone geführt, auch wenn es ursprünglich auf einer 
Neuansiedlung gründet: 
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 Der erste Bauabschnitt im Jahr 2000 erfolgte als Neuansiedlung in der Grünzone. 

 Im Jahr 2003 folgt der zweite Bauabschnitt dann als Erweiterung. 

 Nun wird auf die dritte Flächenherausnahme aus der Grünzone abgezielt.  

 

Und der Druck sowie die Zerstörung werden weiter zunehmen, wenn wir die Grünzone nicht 
ernst nehmen und wider alle Vernunft und sogar wider den Grundsätzen der Raumplanung 
handeln. Die Landesgrünzone ist nicht eine Landesentwicklungszone wie sie von Seiten der 
Wirtschaft gesehen wird. Nein, diese Freifläche ist vielmehr ein Schatz den es zu erhalten gilt. 

Die Ausführungen der Wirtschaftsabteilung des Amtes der Vorarlberger Landesregierung in 
punkto Sicherung des Produktionsstandortes der Firma ALPLA und der damit verbundenen 
Beschäftigungswirkung sind für uns weder schlüssig noch nachvollziehbar. Die Vorteile für das 
Gemeinwohl sind äußerst gering und rechtfertigen all die im Bericht aufgezählten negativen 
Folgen absolut nicht. Wir sehen das Wohl einseitig bei der Firma ALPLA und beim 
Grundstücksverkäufer. Wenn Vorarlberger Unternehmen nur durch die weitere Versiegelung 
der Landesgrünzone wettbewerbsfähig und standortsicher bleiben können, bewegen wir uns 
in eine Sackgasse. Mit denselben Argumenten wird in Ludesch und Nenzing aufgefahren 
werden.  

Die Herausnahme von Flächen aus der Landesgrünzone für Betriebsansiedelungen ist 
unverantwortbar und gegen jede Vernunft im Hinblick auf die klimatischen und weltpolitischen 
Veränderungen in denen wir uns befinden. Intakte Grünflächen schützen uns zum einen vor 
den zunehmenden Wetterereignissen auf Grund des Klimawandels. Zum anderen dienen sie 
der Sicherung der Lebensmittelgrundversorgung und reduzieren im Fall weltpolitischer Krisen 
die Abhängigkeit vom Ausland. Lassen wir die Grünzone als eine der nach wie vor wichtigsten 
raumplanerischen Festlegungen der Landesregierung zur Hintanhaltung der Zersiedelung und 
zur Steuerung der Siedlungsentwicklung in Ruhe und lösen wir uns von der Abhängigkeit der 
Bodenverschwendung. Es ist deshalb im großen – überwiegenden – öffentlichen Interesse, 
die von den Abteilungen Raumplanung, Naturschutz, Landwirtschaft und Verkehr im 
Umweltbericht aufgezeigten negativen Auswirkungen samt Langzeitfolgen nicht eintreten zu 
lassen und von einer dritten Änderung der Verordnung in diesem Gebiet abzusehen. Die 
Historie zeigt, dass Herausnahmen nicht den Hunger auf die Grünzone stillen. Im Gegenteil, 
diese führen weiter in die Abhängigkeit von Bodenzerstörung und einem unstillbaren 
Verlangen.  

Die Landesregierung hat sich immer intensiv mit eingebrachten Einwänden 
auseinandergesetzt. In diesem Sinne bitten wir die vorgebrachten Argumente zu würdigen 
und verbleiben 

 

mit freundlichen Grüßen 

 

für die Bürgerinitiative Lebensraum Weiler 

 

 

Andreas Summer, Kerstin Riedmann, Günter Bernhart 


